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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu dem Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
für eine Verordnung (EWG) des Rates über das auf Arbeitsverhältnisse 
innerhalb der Gemeinschaft anzuwendende Konfliktrecht 
— Drucksache VI/3239 — 


A. Problem 

In den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft gilt 
unterschiedliches Konfliktrecht, das auf die Arbeitsverhältnisse 
der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft anzuwenden ist. 
Hierdurch werden das Recht der Freizügigkeit und die Rechts- 
sicherheit beeinträchtigt. Der Verordnungs Vorschlag der Kom- 
mission soll diesen Mängeln entgegenwirken. Die vorgesehe- 
nen Methoden entsprechen jedoch nicht im vollen Umfang der 
Auffassung des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung. 


B. Lösung 

Einmütig spricht sich der Ausschuß für Arbeit und Sozialord- 
nung für eine Harmonisierung der Vorschriften über das anzu- 
wendende Konfliktrecht aus. Er hält jedoch die in seinem 
Antrag aufgezeigten Gesichtspunkte für wesentliche Kriterien 
einer einheitlichen Konfliktrechtsregelung. 


C, Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht des Abgeordneten Lutz 


Die Vorlage wurde mit Schreiben des Präsiden- 
ten vom 8. Februar 1973 an den Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung überwiesen, der sie in 
zwei Sitzungen eingehend beraten hat. 

Einmütig begrüßt der Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung die Zielvorstellung des Vorschlags 
der Kommission, daß in allen Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft die gleichen Grundsätze darüber gel- 
ten sollten, welches von mehreren im Einzelfall in 
.Frage kommenden Arbeitsrecht anzuwenden ist. Die 
Lösungsvorschläge der Kommission jedoch entspre- 
chen nicht im vollen Umfang den einmütig vertre- 
tenen Auffassungen im Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung. 

Zustimmung findet der Grundsatz, daß in erster 
Linie das für den Beschäftigungsbetrieb geltende 
Arbeitsredit Anwendung findet. Die vorgeschlage- 
nen Ausnahmen 

1. im Fall der Versetzung vom Staat des Unterneh- 
menssitzes in einen anderen Mitgliedstaat — 
dann kann statt dessen Arbeitsrecht das Recht 
des Unternehmenssitzes gelten; 

2. bei entsandten Arbeitskräften — für die Dauer 
von zwei Jahren — kann die am Ort des ent- 
sendenden Betriebs geltende Arbeitsordnung 
weiterhin angewandt werden und 

3. bei Beschäftigungen mit häufigem Wechsel des 
Arbeitsortes 

hält der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung für 
zu eng. Sie stellen gegenüber dem deutschen Rechts- 
zustand, der den Parteien des Arbeitsvertrages brei- 
tere Wahlmöglichkeiten läßt und dem Arbeitsge- 
richt eine Abwägung der Interessenlage beider Sei- 
ten des Arbeitsverhältnisses ermöglicht, für viele 
Arbeitnehmer einen sozialen Rückschritt dar, wo- 
durch das von der Kommission gesteckte Ziel, noch 
vorhandene -Hindernisse der Freizügigkeit abzu- 
bauen, gerade ins Gegenteil umgekehrt werde. 

So wird durch die zwangsweise Geltung einer an- 
deren Arbeitsrechtsordnung es nicht erleichtert wer- 
den, einen Inländer für die Tätigkeit in einem ande- 
ren Mitgliedstaat einzustellen, dessen Rechtsord- 
nung sich für ihn weder dem Buchstaben noch ihrer 
Auswirkung nach übersehen läßt. Auch könnte 
durch die alleinige Möglichkeit, statt des Rechts des 


Beschäftigungsbetriebs das des Unternehmenssitzes 
anzuwenden, die Versetzung eines Arbeitnehmers 
aus Deutschland etwa in ein Land mit einem weni- 
ger ausgebauten Kündigungsschutz dazu benützt 
werden, mißliebigen Arbeitnehmern leichter kündi- 
gen zu können. Auch die Vereinheitlichung des 
internationalen Arbeitsrechts, die als weiteres Ziel 
mit der von der Kommission eingebrachten Vorlage 
verfolgt wird, wird nicht erreicht, wenn — wie von 
der Kommission vorgeschlagen — die Regelung 
lediglich für Angehörige von EG-Mitgliedstaaten 
gelten soll. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung nahm 
dagegen mit Befriedigung davon Kenntnis, daß die 
Kommission der EG derzeit ein Übereinkommen 
über das auf vertragliche und außervertragliche 
Schuldverhältnisse anwendbare Recht ausarbeitet, 
das nach seinem Inkrafttreten möglichst für alle 
Schuldverhältnisse ohne Unterscheidung danach, ob 
die Vertragsparteien Angehörige von EG-Staaten 
sind oder nicht, gelten soll. Dieses Übereinkommen 
will die Arbeitsverträge grundsätzlich ebenfalls 
dem Recht des Staates unterstellen, in dem der 
Arbeitnehmer gewöhnlich seine Arbeit verrichtet. 
Doch soll auch eine andere Rechtsordnung gelten 
können, wenn die gesamten Umstände ergeben, daß 
der Vertrag engere Verbindungen zu einem ande- 
ren Staat aufweist. Diese Regelung entspricht den 
erprobten Prinzipien des internationalen Arbeits- 
rechts mit einer reichen Judikatur der deutschen Ge- 
richte, die auch den Interessen des Arbeitnehmers 
gerecht wird. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hält 
es daher für richtig, wenn die Behandlung der Ver- 
ordnung über das arbeitsrechtliche Konfliktrecht — 
wozu offenbar auch die Kommission selbst neigt — 
zunächst zurückgestellt würde, bis geklärt ist, ob 
im Rahmen des Übereinkommens über das auf 
Schuldverhältnisse anzuwendende Recht das Inter- 
nationale Arbeitsrecht tatsächlich — wie erhofft — 
in sozial fortschrittlicher Weise geregelt werden 
kann. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung for- 
dert die Bundesregierung auf, in den weiteren Ver- 
handlungen, die das Internationale Privatrecht und 
Arbeitsrecht betreffen, die Feststellungen des Aus- 
schußantrags Ziffer 2 zu berücksichtigen. 


Bonn, den 24. April 1973 


Lutz 

Berichterstatter 


2 



Deutscher Bundestag — 7. WahlpericKie DrUCksach0 7/525 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Bundestag nimmt Kenntnis vom Vorschlag der EG-Kommission für eine 
Verordnung (EWG) des Rates über das auf Arbeitsverhältnisse innerhalb der 
Gemeinschaft anzuwendende Konfliktrecht. 

2. Der Bundestag ersucht die Bundesregierung, darauf einzuwirken, daß in den 
weiteren Verhandlungen folgende Feststellungen beachtet werden: 

a) Die Initiative der Kommission der Europäischen Gemeinschaften zur Ver- 
einheitlichung der mitgliedstaatlichen Vorschriften über das auf Arbeits- 
verhältnisse anzuwendende Recht wird als ein wichtiger Beitrag zum 
sozialen Fortschritt in der Gemeinschaft begrüßt. 

b) Die von der Kommission vorgeschlagenen Anknüpfungsnormen zur Ermitt- 
lung des anzuwendenden Rechts führen jedoch in manchen Fällen zu 
unbefriedigenden Ergebnissen. Es wird deshalb eine flexiblere Ausgestal- 
tung der Anknüpfungstatbestände empfohlen, die diese Mängel vermeidet. 
Dadurch muß sichergestellt sein, daß die Freizügigkeit de facto nicht ge- 
fährdet wird. 

c) Der von der Kommission eingeschlagene Weg, ein einheitliches Kollisions- 
recht für die Angehörigen der EWG-Mitgliedstaaten zu schaffen, führt 
nicht zu einer Gleichbehandlung aller in der Gemeinschaft beschäftigten 
ausländischen Arbeitnehmer. 

d) Um die Aufteilung der Kollisionsnormen auf zahlreiche Rechtsinstrumente 
sowie Unterschiede zwischen diesen zu vermeiden, sollte das vorliegende 
Vorhaben in die von der Kommission schon begonnenen Arbeiten zur 
Vereinheitlichung des auf vertragliche und außervertragliche Schuldver- 
hältnisse anzuwendende Recht einbezogen werden, deren Ziel es ist, ein 
einheitliches internationales Privatrecht in der Gemeinschaft ohne Unter- 
scheidung nach der Staatsangehörigkeit zu schaffen. 


Bonn, den 14. März 1973 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Lutz 

Vorsitzender Berichterstatter 
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